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chigen Zeitungen, in der dem Ma­

gazin Missbrauch der Pressefreiheit 

vorgeworfen wurde. Auch die Regie­

rung schaltete sich ein: Regierungs­

chef Tung Chee-hwa äußerte seine Ab­

scheu und die Polizei erklärte, sie wol­

le ermitteln, ob bei der Aufnahme des 

Fotos ein Verbrechen begangen wor­

den sei. Eastweek entschuldigte sich 

zwar ebenfalls mit ganzseitigen An­

zeigen, wurde aber geschlossen; min­

destens drei Manager und die meisten 

der 200 Beschäftigten sollen entlassen 

worden sein.

Brisant erscheint der Fall vor dem 

Hintergrund der Auseinandersetzun­

gen um den geplanten Anti-Subver­

sions-Artikel 23 und die befürchte­

te Einschränkung der Pressefreiheit. 

Kommentare verwiesen denn auch da­

rauf, dass die Justizministerin bereits 

angekündigt habe, die Pressefreiheit 

sei nicht unantastbar. Mit der Einstel­

lung von Eastweek auf Druck der Öf­

fentlichkeit habe sie nun ein Beispiel. 

(XNA, 3.11.02; FAZ, 4.11.02; WSJ, 5., 

8.11.02) -gs-

39 Wohnungspolitik revidiert

Der Minister für Wohnungsbau, 

Stadtplanung und Bodenverwaltung 

Michael Suen hat am 13. November 

vor der Legislativversammlung eine 

Stellungnahme zur Wohnungs- und 

Eigentumspolitik der Regierung abge­

geben, die ein deutliches Umsteuern 

bedeutet. Dieses scheint notwendig ge­

worden zu sein, nachdem einerseits die 

finanziellen Mittel der Regierung ge­

ringer geworden sind und andererseits 

die wirtschaftliche Krise zu Einbrü­

chen auf dem freien Wohnungsmarkt 

geführt hat. Bereits kurz vor der Stel­

lungnahme hatte der Regierungschef 

Tung Chee-hwa auf einer Pressekon­

ferenz die Maßnahmen mit der an­

haltenden Deflation begründet. Ein 

wesentlicher Grund dafür sei der auf 

65% geschätzte Fall der Eigentums­

und Mietpreise seit dem Ausbruch der 

Krise. Nach Schätzungen von Fach­

leuten seien 50-60% der Deflation auf 

die Entwicklung des Wohnungsmark­

tes zurückzuführen. Durchgreifende 

Maßnahmen seien daher erforderlich, 

um die Preise für Wohneigentum zu 

stabilisieren und damit das Vertrauen 

der Bevölkerung in die Schaffung von 

Eigentum zurückzugewinnen.

Oberstes Ziel der Wohnungspolitik ist 

laut Suen die Versorgung bedürftiger 

Familien mit subventionierten Miet­

wohnungen; die Interventionen in den 

Eigentumsmarkt durch Hilfsprogram­

me würden auf ein Minimum zu­

rückgeführt werden. Die Regierung 

werde sich damit auf die Versor­

gung des Marktes mit Land und die 

Zahlung von Mietbeihilfen konzentrie­

ren. Das öffentliche Wohnungsbaupro­

gramm werde noch stärker durch den 

tatsächlichen Bedarf gesteuert wer­

den; die Warteliste sei von 150.000 Fa­

milien in 1997 auf derzeit 90.000 Fa­

milien verkürzt worden und die War­

tezeit für öffentliche Mietwohnungen 

könne bei durchschnittlich drei Jahren 

stabil gehalten werden.

Man werde auch künftig Familien 

mit niedrigem Einkommen und Mie­

ter öffentlicher Wohnungen dabei un­

terstützen, Eigentum zu bilden, aber 

nicht mehr durch die direkte Ver­

sorgung mit subventioniertem Wohn­

raum, sondern mit Anleihen zum Kauf 

von Wohnungen eigener Wahl. Die Re­

gierung könne damit auch ihr Plan­

ziel fallen lassen, bis Ende 2007 für 

70% der Bevölkerung Wohneigentum 

zu erreichen, und werde mit der An­

leihenpolitik eher den Markt stärken. 

Derzeit könnten bereits 20.000 fer­

tige Wohnungen nicht verkauft wer­

den, während 30.000 weitere noch im 

Bau seien. Die Regierung werde da­

her der Housing Authority empfehlen, 

den Bau und Verkauf von Wohnungen 

nach dem Home Ownership Scheme 

ab 2003 definitiv einzustellen. Auch al­

le Bauprogramme gemeinsam mit dem 

Privatsektor würden eingestellt.

Die angekündigten Maßnahmen soll­

ten allerdings nicht zu der Schlussfol­

gerung verleiten, die Hongkonger hät­

ten keinen Bedarf an Wohnungen. Be­

reits am 6. November hatte Minister 

Suen der Legislativversammlung be­

richtet, dass insgesamt 10.324 bzw. 

1,7% der Hongkonger Familien in öf­

fentlichen Wohnungen weniger als 5,5 

qm Wohnraum pro Person zur Ver­

fügung haben. So wenig Wohnraum 

stand auch ca. 10.000 bzw. 3% der Fa­

milien in Privatwohnungen zur Verfü­

gung, zeigte die letzte Untersuchung 

von 1999. Es sei dringend erforder­

lich, so Suen, eine sozioökonomische 

Untersuchung über die Auswirkun­

gen des Lebens auf engstem Raum 

auf Bewohner und Kinder durchzu­

führen. Die Housing Authority hat­

te im Januar 2001 Hongkong-weit ein 

Over-crowding Relief Scheme einge­

führt, für das sich bereits 7.480 Fa­

milien beworben haben und das 3.310 

Familien zu größeren Wohnungen 

verhülfen hat. (www.info.gov.hk/gia/ 

general/200211/13/1113269.htm und 

.../1113135.htm; SCMP, 6.11.02) -gs-

SVR Macau

40 Edmund Hos vierte Regie­

rungserklärung

Macaus Regierungschef Edmund Ho 

gab am 20. November vor der 27- 

köpfigen Legislativversammlung seine 

Regierungserklärung 2003 ab. Ho ist 

jetzt 47 Jahre und erfreut sich gu­

ter Umfrageergebnisse. Die Zustim­

mungsrate liegt bei 80%. (Zum Ver­

gleich: Bei Hongkongs Regierungschef 

Tung Chee-hwa beträgt sie nach ei­

ner jüngsten Umfrage der Hongkon­

ger Universität 47,1%.) Er bescheinig­

te Macaus Wirtschaft eine „nachhal­

tige und gesunde Entwicklung“ nach 

Errichtung der Sonderverwaltungsre­

gion (SVR) Ende 1999. In seiner An­

sprache hob er die Konsolidierung der 

regionalen Kooperation, Verwaltungs­

reformen und die Verbesserung der 

Ausbildung für die Bürger Macaus 

hervor. Bei der Wirtschaftsentwick­

lung würden die Tourismus- und die 

Glücksspielindustrie weiterhin im Mit­

telpunkt stehen.

Der Regierungschef kündigte eine li­

neare Einkommensteuersenkung um 

25% an. Weiterhin ausgesetzt blie­

ben die Geschäftssteuer und die Tou­

rismussteuer, die Restaurants zahlen 

müssen. Die Eigentumssteuer werde 

um 500 MPtc reduziert. Diese Maß­

nahmen kosten die Regierung 250 Mio. 

MPtc. Die Einkommensteuer beträgt 

10% bis 15%. Ausgenommen von der 

Steuer sind Personen, die weniger als 

85.000 MPtc im Jahr verdienen. Die 

Spanne soll auf 7% bis 12% gesenkt, 

das Mindesteinkommen auf 95.000 an­

gehoben werden. Auch die über 17.000 

Staatsbediensteten sollen fortan Ein­

kommensteuer zahlen. Einige ihrer 

Vertreter werden möglicherweise ge­

richtlich gegen eine solche Entschei­

dung vorgehen. Sie berufen sich auf 

Artikel 95 des Basic Law von Macau, 

http://www.info.gov.hk/gia/
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wonach ihnen auch für die Zeit nach 

Errichtung der SVR die Beibehaltung 

ihrer bisherigen Privilegien bestätigt 

werde. Regierungsbeamte sehen sol­

chen möglichen Auseinandersetzungen 

gelassen entgegen. Für sie steht Arti­

kel 25, der die Gleichheit aller Bürger 

vor dem Gesetz proklamiert, über Ar­

tikel 95. Macaus Regierung kann die 

Steuersenkungen verkraften, weil ihr 

Haushalt genügend Reserven aufweist. 

Im ersten Halbjahr 2002 beliefen sich 

die Gesamteinnahmen auf 5,53 Mrd. 

MPtc, während die Ausgaben nur 4,15 

Mrd. MPtc ausmachten.

Edmund Ho versprach umfassende 

Maßnahmen zur Verringerung der Ar­

beitslosigkeit (sie liegt seit einigen 

Jahren bei über 6%). Die Regierung 

werde insgesamt 1,8 Mrd. MPtc (225 

Mio. US$) in öffentliche Bauvorhaben 

investieren, wodurch sie sich die Schaf­

fung von 8.000 Arbeitsplätzen erhof­

fe. Man werde versuchen, mehr Ar­

beitsplätze in den Bereichen Umwelt­

schutz und Verschönerung zu schaf­

fen. Auch durch die weitere Entwick­

lung des Dienstleistungssektors, eine 

der Säulen der Wirtschaft Macaus, 

solle es ein größeres Angebot an Ar­

beitsgelegenheiten geben. Der Sektor 

benötige allerdings dringend Fachkräf­

te. Die Regierung werde sich deshalb 

verstärkt an die Ausbildung von An­

gestellten und Arbeitslosen machen.

Mehr Unterstützung sagte Edmund 

Ho den kleineren und mittleren Be­

trieben für das nächste Jahr zu. Diese 

hätten bisher relativ wenig von Ma­

caus wirtschaftlicher Erholung profi­

tiert. Die Betriebe, die viel zu Ma­

caus Entwicklung beigetragen und vie­

le Arbeitsmöglichkeiten bereitgestellt 

hätten, kämpften jetzt zum Teil aus 

Mangel an Geldmitteln und Techno­

logie ums Überleben. Zu den Hilfs­

maßnahmen gehören ein von der Re­

gierung gestützter Fonds als Garan­

tie für Bankdarlehen, zinsfreie Darle­

hen als „Starthilfe“ und eine Vereinfa­

chung bei Antragsverfahren für Cater­

ing-Lizenzen. Letztere werde im ersten 

Halbjahr 2003 vorgenommen.

Auch den Benachteiligten wurde in 

der Erklärung mehr Hilfe versprochen. 

So werde die Regierung im kommen­

den Jahr 20 Mio. MPtc (2,5 Mio. US$) 

als spezielle Unterstützung für Allein­

erziehende, Behinderte und langjährig 

Kranke bereitstellen. Weitere 10 Mio. 

Pataca (1,25 Mio. US$) werden als

Beihilfe für Studenten aus armen Fa­

milien zur Verfügung stehen. Auch ein 

Bündel von Steuererleichterungen, ge­

lobte Edmund Ho, solle die Lage der 

Arbeitslosen und Unterbeschäftigten 

lindern helfen.

Nach seiner Regierungserklärung teil­

te Edmund Ho der Presse mit, dass 

nach den erwarteten 5% bis 6% Pro­

zent für dieses Jahr (je nach Ex­

portentwicklung im 4. Quartal) das 

Wachstum für das kommende Jahr 

auf 4% geschätzt werde. Am nächs­

ten Tag beantwortete er auf einer wei­

teren Sitzung der Legislativversamm­

lung Fragen ihrer Mitglieder. (Macau 

Government Information Bureau web 

site, www.gcs.gov.mo, 19., 20.11.02; 

RMRB, 21.11.02; XNA, 21., 22.11.02; 

SCMP, 21., 22.11.02) -ljk-

Taiwan

41 Taipei billigt Charterflüge 

nach Shanghai

Am 12. November beschloss Taiwans 

Regierung, zum kommenden chinesi­

schen Neujahrsfest (1. Februar 2003) 

erstmals taiwanischen Fluggesellschaf­

ten Direktflüge nach Shanghai zu er­

lauben, und zwar für den Zeitraum 

vom 26. Januar bis zum 10. Februar. 

Davon profitieren würden insbeson­

dere die etwa 300.000 im Großraum 

Shanghai lebenden Taiwaner, die, wie 

alle Chinesen, zu diesem höchsten Fest 

im chinesischen Kalender heimfahren. 

Die Entscheidung ist freilich in mehr­

facher Hinsicht weniger spektakulär, 

als sie angesichts des Stillstandes bei 

der Zulassung direkter Verkehrsbezie­

hungen scheinen mag:

1. Es handelt sich zwar technisch ge­

sehen um Direktflüge, aber kei­

neswegs um Flüge auf direkter 

Route. Vielmehr sollen alle Flü­

ge mit Zwischenlandung in Hong­

kong oder Macau erfolgen - ob 

eventuell auch ein Umweg durch 

den dortigen Luftraum, ohne Lan­

dung toleriert wird, ist noch of­

fen. Damit entsteht für die Heim­

kehrenden weder ein wesentlicher 

Kostenvorteil noch ein nennens­

werter Zeitgewinn. Entsprechend

war auch von „indirekten Flügen“ 

sowie von „indirekten Direktflü­

gen“ die Rede, um so zumindest 

nominell den Bann gegen Direkt­

flüge zu wahren.

2. Direktflüge dieser Art gab und 

gibt es bisher auch schon, nur 

nicht von taiwanischen, sondern 

von Hongkonger bzw. macanesi- 

schen Fluggesellschaften. Für Rei­

sende aus bzw. nach Taiwan war 

dies mit einer Zwischenlandung 

und einem Wechsel der Flugnum­

mer, nicht aber mit einem Wech­

sel des Fluggeräts verbunden. Da 

nach der neuen Regelung in Hong­

kong bzw. Macau keine Flugrei­

senden aus- oder einsteigen sollen, 

könnten die Aufenthalte auf den 

Flughäfen allerdings sehr kurz ge­

halten werden.

3. Die Flüge sollen ausschließlich von 

taiwanischen Geschäftsleuten für 

sich und ihre Angehörigen gebucht 

werden können; dazu sollen die 

taiwanischen Handelsverbände auf 

dem Festland Listen erstellen, aus 

denen hervorgeht, wer zu den Ge­

schäftsleuten zählt und wer nicht.

4. Die Flugzeuge werden leer hin- 

und nach dem Fest leer zurückflie­

gen müssen. Ob die Regelung über 

die Zeit des Neujahrsfestes ausge­

dehnt wird, ist noch offen.

Trotz dieser Einschränkungen bekun­

deten Taiwans Fluggesellschaften ihr 

Interesse, die Flüge durchzuführen. 

Insgesamt liegt die Bedeutung der tai­

wanischen Entscheidung jedoch mehr 

im politischen als im praktischen Be­

reich. Die Regierung stand freilich 

von allen Seiten unter Druck. Zum 

einen fordern sowohl Beijing als auch 

die taiwanische Geschäftswelt seit lan­

gem die Einrichtung direkter Ver­

kehrsverbindungen zwischen Taiwan 

und dem Festland, zum anderen hat­

te der vom Oppositionsparlamentarier 

John Chang vorgebrachte Vorschlag, 

zum Neujahrsfest Charterflüge zuzu­

lassen, auch die Unterstützung einer 

Parlamentsmehrheit gefunden. Gegen 

Direktflüge auf kürzerer Route spre­

chen jedoch nach wie vor erhebliche 

militärische Sicherheitsbedenken, da 

der sensible Luftraum zwischen Tai­

wan und dem Festland von anfliegen­

den Maschinen frei zu bleiben hat, 

während Taiwan aus ebenso grund­

sätzlichen politischen Erwägungen he­

raus reguläre Direktflüge erst nach 

http://www.gcs.gov.mo



